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Der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung 22. Oktober 1959 

IV b 2 - 3687/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Finanzausgleidi zwischen den Trägern der gesetzlichen 
Rentenversicherung 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 1272 — 

Der Herr Staatssekretär des Bundeskanzleramtes hat mir die 

Beantwortung der Kleinen Anfrage der Fraktion der FDP 

— Drucksache 1272 — übertragen. 

Ich beantworte die Kleine Anfrage wie folgt : 

1. Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß es für die 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung zur Beurteilung 
ihrer Finanzlage wichtig ist, die Grundsätze und das Ver- 
fahren für den Finanzausgleich in der Wanderversicherung 
nach § 1314 der Reichs Versicherungsordnung und § 93 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes unverzüglich festzulegen. 
Auch im Hinblick auf die nach § 1383 der Reichsversiche- 
rungsordnung und § 110 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes für den 1. Januar 1959 aufzustellenden versiche- 
rungstechnischen Bilanzen ist die unverzügliche Regelung des 
Finanzausgleichs in der Wanderversicherung erforderlich. 

2. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung wird auf 
Grund des § 1314 Abs. 7 der Reichsversicherungsordnung 
und des § 93 Abs. 7 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Grundsätze und das Verfahren für den Finanzausgleich 
in der Wanderversicherung bestimmen, falls den in einer 
solchen Rechtsverordnung zu bestimmenden Grundsätzen 
nicht vorher schon von den beteiligten Versicherungsträgern 
2 ugestimmt würde; in diesem Falle könnte der Finanzaus- 
gleidi in der Wanderversicherung doch noch durch eine 
Vereinbarung zwischen den Versidierungsträgern zustande 
kommen, die in den bisherigen Verhandlungen zwischen 
den Versicherungsträgern nicht erreicht werden konnte. 
Wenn ersichtlich wird, daß sich die Versicherungsträger 
auf Grund der für die Rechtsverordnung vorgesehenen 
Grundsätze nicht einigen, wird der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung den Entwurf der Rechtsverord- 
nung unverzüglich dem Bundesrat zur Zustimmung über- 
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senden. Ob die Rechtsverordnung bis zum 31. Dezember 1959 
erlassen werden kann, läßt sich bei der Sdiwierigkeit der 
Probleme und der Verhandlungen nidit übersehen. 

3. Für den Finanzausgleidi in der Wanderversicherung sind 
Richtlinien bereits im Gesetz selbst, insbesondere in § 1314 
Abs. 2 der Reidisversicherungsordnung und § 93 Abs. 2 
des Angestelltenversidierungsgesetzes, vorgeschrieben. Der 
Inhalt einer Rechtsverordnung nadi Absatz. 7 der genannten 
Paragraphen wird es sein, Entscheidungen über die Zweifels- 
fragen zu treffen, die bei den bisherigen Verhandlungen 
zwischen den Versicherungsträgern zu den gesetzlich vor- 
geschriebenen Finanzausgleichs-Richtlinien aufgetreten sind. 

Blank 
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